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Brandenburg

EndloseProzesse, teuerundnutzlos
DerNiedergangder StaatlichenBallettschulegeht einhermitVerschwendung.EinePolemik

BIRGIT WALTER

D ie Berliner Bildungsver-
waltung bleibt in SPD-
Hand, darauf reagieren
nicht nur Eltern verbit-

tert. Seit einem Vierteljahrhundert
in der Hand der Sozialdemokratie
gibt das Ressort ein erschütterndes
Bild ab auf den letzten Plätzen im
bundesweiten Bildungsranking.

Auch im Einzelnen sorgten Sena-
torin Sandra Scheeres und ihre
Staatssekretärin Beate Stoffers für
Chaos. Seit August gehen sie juris-
tisch auch gegen eine angeblich feh-
lerhafte Berichterstattung der Berli-
ner Zeitung über die Staatliche Bal-
lettschule vor. Damit nicht die Idee
aufkommt, die Zeitung würde des-
halb ihre Berichterstattung ein-
schränken, hier ein Versagens- und
Verschwendungsüberblick der Ver-
waltung, der nur eine von 800 Berli-
ner Schulenbetrifft.

FristloseKündigungender Leiter

Dazu ein kurzer Blick zurück in den
November 2019. Damals hatte das
Staatsballett einen besonders ho-
hen Bedarf an Tanzschülerinnen
der Ballettschule. Möglicherweise
kam es da zu einer stärkeren Belas-
tung, wie es Lehrkräfte behaupteten
und bei der Schulaufsicht anzeig-
ten. Schulleitung und Verwaltung
beauftragen sofort ein unabhängi-
ges wissenschaftliches Institut mit
der Untersuchung der Vorwürfe.

Im Januar ließ die Bildungsver-
waltung die Arbeit abbrechen, sie
hatte nun offenbar andere Pläne.
Ihr war ein anonymes Dossier von
vier Denunziantinnen mit etlichen
falschen Beschuldigungen zuge-
gangen. Die Vorwürfe sollten jetzt
von einer „Expertenkommission“
ohne Tanz-Experten und einer
Clearingstelle gesammelt, aber
nicht überprüft werden.

Ohne Ergebnisse abzuwarten,
wurden im Februar 2020 der Leiter
der Schule Ralf Stabel sowie der
künstlerische Leiter Gregor Seyffert
freigestellt und erhielten Hausver-
bot. Beide waren 17 Jahre an der
Schule, die längste Zeit im Rang von
Professoren. Es folgten fristlose Kün-
digungen. Im August 2021 hatte der
Senat sämtliche Prozesse verloren.
Eine Richterin brachte es im Beru-
fungsprozess gegen Stabel auf den
Punkt: „EsgibtkeinenGrundfüreine
Kündigung. Die Vorwürfe sind alle
Luftblasen.“

Denn tatsächlich berichteten die
Kommissionen der Presse zwar von
skandalösen Vorkommen, benann-
ten aber keinen einzigen Fall. Bis
heute gibt es keine Tat, keinen Täter,
kein Opfer. Das damit verbundene
finanzielleDesaster ist beträchtlich.

Natürlich müssen den beiden
geschassten Leitern die entgange-
nen Gehälter nachgezahlt werden.
Der ruinierte Ruf wird ihnen nicht
ersetzt. Das neue Personal kostet
zusätzlich. Der FDP-Abgeordnete
Stefan Förster hat in einer Anfrage
einige Ausgaben für diesen aus-
ufernden Rechtsstreit in Erfahrung
gebracht. Etwa für eine Stellenan-
zeige, die bereits Mitte 2020 einen
Nachfolger für den Leiter der Bal-
lettschule suchte. Die Anzeige lau-
tete: „Berlin sucht schlaue Leute.
Berlin sucht dich!“ Der neue Schul-
leiter wurde da gleich geduzt. Die
Verwaltung schaltete diese Anzeige
in etlichen Medien, nicht aber in
der Berliner Zeitung. Die berich-
tete damals schon kritisch. Allein
diese Anzeigen kosteten insgesamt
79.500 Euro, obwohl das Amt bis
heute nicht besetzt werden kann.

FürdieKommissionen, zudenen
auch Wirtschaftsprüfer gehörten,
wurden sage und schreibe 166.950
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Euro ausgegeben. Im Ergebnis wur-
den zum Beispiel das Landesju-
gendballett abgeschafft, der Elite-
charakter der Schule und die Aus-
bildung von Ausländern angezwei-
felt.

Die externen Anwaltskosten für
den Rausschmiss der beiden Leiter
belaufen sich zunächst auf 30.000
Euro, dazu kommen Gerichts- so-
wie Anwaltskosten der Gegenseite
für verlorene Prozesse in der zwei-
ten Instanz, offenbar noch unbezif-
fert. Aber die Bildungsverwaltung
hat noch nicht genug. Jetzt geht sie
in dritter Instanz gegen das gut be-
gründete Gerichtsurteil vor, wo-
nach der promovierte Tanzwissen-
schaftler Ralf Stabel zu Recht 13
Jahre lang als Leiter einer Ballett-
schule arbeiten durfte, obwohl ihm
dazu Lehramtsexamen fehlen. Nun
soll das Bundesarbeitsgericht be-
finden, ob er die Arbeit überhaupt
tun durfte. Ob das Gericht die skur-
rile Klage überhaupt annimmt, in

der die Verwaltung gegen ihre
eigene Entscheidung vorgeht, den
Schulleiter einzusetzen, ist nicht
ausgemacht. Bis dahin darf Stabel
nicht zurück an die Schule.

Auch dem künstlerischen Lei-
ter Gregor Seyffert wird trotz kla-
rem Urteil die Rückkehr verwehrt.
Dem Choreografen wurde – abwe-
giger geht es nicht – eine Referen-
tenstelle in der Bildungsverwal-
tung angeboten mit der Begrün-
dung, sein bisheriger Arbeitsplatz
sei nicht mehr vorhanden. Seyf-
ferts Anwalt widersprach: Tür-
schilder undWebsite besagten an-
deres. Danach wurden die Schil-
der entfernt.

Auch Seyfferts langjähriger
Stellvertreter wurde von seinen
Aufgaben entbunden – er zieht da-
gegen im Januar vor Gericht. Viel-
leicht begegnet er dort dem Ver-
waltungs-Justiziar, der schon im
Prozess gegen Seyffert ausfallend
wurde. Gegen den Justiziar stellte
Seyfferts Anwalt Strafanzeige we-
gen Beleidigung und Verleum-
dung. Danach hatte er den Künst-
ler vor Gericht unter anderem als
„geilen Stelzbock“ bezeichnet.

Rechnet man die Gehälter für
die internen Mitarbeiter sowie den
offenen Rechtsstreit mit der Berli-
ner Zeitung dazu – 31.000 Euro of-
fenbar allein für den externen An-
walt – steuert die Verschwendung
am Ende geschätzt wohl auf
500.000 Euro bis eineMillion zu. So
hinterlassen Scheeres und Stoffers
ihr Ressort, es bleibt bei der SPD.

Nur noch 133Kinder angemeldet

Alles, weil ein fieser kleiner Schul-
konflikt nicht sauber abgeklärt,
sondern medienwirksam hochge-
jazzt wurde. Und das Ergebnis? Die
Staatliche Ballettschule hat seit 20
Monaten keine künstlerisch quali-
fizierte Leitung, eine Art Auftritts-
feindlichkeit scheint Schuldoktrin
– die Schule befindet sich ganz of-
fensichtlich im Niedergang. Nur
133 statt wie üblich 180 bis 210 Kin-
der sind noch angemeldet, gerade
sechs Neuanfängerinnen im ersten
Jahr.Wie hätte das Staatsballettmit
70 Kindern dieser Schule seine
„Nussknacker“-Aufführungen si-
cher planen sollen?

Offiziell erklärte Interims-Inten-
dantin Christiane Theobald, die In-
szenierung müsse überprüft wer-
den, sie enthalte Kostüme mit „ka-
rikaturistischer“ Note und nicht
„authentische“ chinesische Tänze.
Gut, dass die Programmsäuberung
nicht nur in Feuilletons Spott und
Häme auslöste. Das Schicksal der
Ballettschule dagegen nimmt sei-
nen Lauf ohne Medienaufmerk-
samkeit.

Minister:WeitereHilfen fürNahverkehr
Angesichts rückläufigerFahrgastzahlen fordertBeermanndieFortsetzungdesRettungsschirms

Brandenburgs Infrastrukturmi-
nister Guido Beermann (CDU)

befürchtet Einnahmeverluste bei
den Betreibern des öffentlichen
Personennahverkehrs (ÖPNV)
durch gesunkene Fahrgastzahlen
wegen der Corona-Pandemie. Vor
Beginn der Sitzung der Verkehrs-
minister von Bund und Ländern
am Donnerstag plädierte er für
einen Rettungsschirm für diese Be-
triebe. „Die Corona-Pandemie ist
noch lange nicht vorbei – und dies
hat starke Auswirkungen auf den
öffentlichen Personennahver-
kehr“, machte Beermann klar.

Dabei gehe es nicht nur um
Masken- und Testpflichten, son-
dern auch umden Schaden bei den
Betreibern. Die Einnahmen blie-
ben weiterhin stark hinter den Pla-
nungen aus Nicht-Pandemiezeiten
zurück.

„Die Verkehrsminister sehen es
als dringend notwendig an, dass
der Corona-Rettungsschirm von

Bund und Ländern auch 2022 fort-
geführt wird“, betonte der Minister
auf Anfrage. Die Ressortchefs ap-
pellierten an den Bund und kon-
kret an das Bundesverkehrsminis-
terium, nun Gespräche darüber
aufzunehmen, wie eine weitere fi-
nanzielle Unterstützung zeitnah
umgesetzt werden könne.

Zudem müsse der öffentliche
Personennahverkehr für die Ver-

Hälfte. „Ein deutlich erweitertes
ÖPNV-Angebot kann ohne Aufsto-
ckung der Regionalisierungsmittel
nicht gewährleistet werden“, be-
tonte der Minister.

„Mit Blick auf den Klimawandel
investiert Brandenburg schon jetzt
sichtbar in attraktive Angebote und
bessere Infrastrukturen im klima-
freundlichen ÖPNV“, sagte er.
WenndieVorgabenausdemKlima-
schutzgesetz erfüllt werden sollen,
müsse der ÖPNV in den Metropol-
regionen, aber auch in den ländli-
chen Räumen stärker ausgebaut
werden.

Von den vom Bund zur Verfü-
gung gestellten Geldern erhält
Brandenburg im Jahr 2021 rund 480
Millionen Euro. Die bis 2031 zuge-
sagten Mittel tragen nach Ansicht
von Guido Beermann den gesetz-
lich festgesetzten Klimazielen des
Bundes und der damit verbunde-
nenVerkehrswende in keinerWeise
Rechnung. (dpa)

kehrswende fit gemacht werden,
da er dafür einen großen Beitrag
leiste, sagte Beermann. Dafür sei
eine erheblich stärkere Ausstat-
tung mit Regionalisierungsmitteln
notwendig. Mit diesen Geldern fi-
nanzierten die Länder ihren Schie-
nenpersonennahverkehr und för-
derten Investitionen. Einnahmen
aus dem Fahrscheinverkauf deck-
ten die Kosten nur ungefähr zur

Eine Straßenbahn in Potsdam IMAGO

Saubere
Energie aus
derLausitz

Förderung fürmehrere
Wasserstoffprojekte

Für die Entwicklung der Bran-
denburger Lausitz im Struktur-

wandel sind weitere sieben kom-
munale Projekte auf den Weg ge-
bracht worden. Eine Arbeitsgruppe
der Landesregierung bestätigte die
Vorhaben aus den Bereichen Infra-
struktur, Wirtschaft, Bildung und
Kultur, wie die Staatskanzlei am
Donnerstagmitteilte. Für diese Pro-
jekte mit einem geplanten Gesamt-
volumen von rund 68 Millionen
Euro können bei der Investitions-
bankdesLandesnunFörderanträge
eingereicht werden.

Insgesamt seien damit 50 Pro-
jekte auf denWeg gebracht worden,
sagte die Chefin der Staatskanzlei,
Kathrin Schneider – eine Bilanz, die
sich sehen lassen könne und für die
Strukturentwicklung sehr optimis-
tisch stimme. Der vor einem Jahr
gestartete Werkstattprozess der
Wirtschaftsregion Lausitz GmbH
(WRL) sei sehr erfolgreich.

Die Strukturentwicklungsgesell-
schaft mit Sitz in Cottbus arbeitet an
der Gestaltung des Wandels in der
Region. Umdie Entwicklung zu stär-
ken, steigt das Land als WRL-Mehr-
heitsgesellschafterin ein. Ergänzend
zu Großprojekten wie dem Bahn-
werk in Cottbus und der Mediziner-
ausbildung in der Lausitz werden in
fünf Fachwerkstätten der WRL Pro-
jektideenderKommunenweiterent-
wickelt, bis sie förderfähig sind und
über das Strukturstärkungsgesetz
umgesetzt werden können. Zuvor
müssen ihnen der Lausitzbeauf-
tragte des Ministerpräsidenten,
Klaus Freytag, und die interministe-
rielle Arbeitsgruppe Lausitz der Lan-
desregierung zustimmen.

In der Lausitz ist die Braunkohle bislang
der wichtigste Energieträger. IMAGO

Bei den geförderten Projekten
rückt Wasserstoff als Energieträger
immermehr indenFokus. Imöffent-
lichen Nahverkehr sollen in Cottbus
nachAngabendesEnergieunterneh-
mensLeagkünftig insgesamt55was-
serstoffbetriebene Busse fahren. Zu-
dem sollen eine Wasserstofftank-
stelle und eine Elektrolyseanlage
entstehen. Die Leag übernimmt die
Erzeugung des tankbaren, grünen
Wasserstoffs. Wirtschaftsminister
JörgSteinbachüberbrachteamDon-
nerstag die Zuwendungsbescheide
an die Leag und die Cottbusverkehr
GmbHvon insgesamt rund 5,62Mil-
lionen Euro, wie das Wirtschaftsmi-
nisterium mitteilte. Auch die Bus-
werkstatt soll auf Wasserstoff-Fahr-
zeugeumgerüstetwerden.

Weitere Vorhaben, die gefördert
werden, sind etwa die Bahnanbin-
dung an den Industrie- und Gewer-
bepark Jänschwalde und die Umge-
staltung und Ergänzung von Struk-
turen in Lauchhammer zu einem
Bildungs-, Museums- und Kultur-
zentrum. Der Bund stellt dem Land
Brandenburg bis 2038 insgesamt
etwa 3,6 Milliarden Euro zur Förde-
rung kommunaler und regionaler
Projekte für die Strukturentwick-
lung in der Lausitz zur Verfügung.

„ImerstenBericht der Bundesre-
gierung zur Strukturentwicklung
wird dem Land Brandenburg eine
Spitzenposition bei der Umsetzung
des Prozesses unter den Kohlelän-
dern bescheinigt“, hob der Lausitz-
beauftragte Freytag hervor. (dpa)

NACHRICHTEN

Ministerium: Lage in
Kliniken sehr angespannt

Die Corona-Situation in den Bran-
denburger Krankenhäusern spitzt
sichweiter zu. „Wir haben nur noch
sehr wenige freie Intensivbetten“,
sagte der Abteilungsleiter imGe-
sundheitsministerium,Michael
Zaske, amDonnerstag imRBB-
Inforadio. Immermehr Patientin-
nen und Patientenmüssten in an-
dere Bundesländer verlegt werden,
aber auch dort sei das Ende der Ka-
pazitäten absehbar. Stand Freitag
vergangenerWoche sind nach Zas-
kes Angaben in Brandenburg 693
Covid-Patientinnen und -Patienten
eingeliefert worden, StandMitt-
wochwaren es schon 810. (dpa)

Neun Kirchen in der Prignitz
öffnen für Impfungen

Angesichts der angespannten Co-
rona-Lage öffnen im Landkreis
Prignitz kommendeWoche neun
Kirchen ihre Türen für Impfaktio-
nen. Diese Angebote gebe es ohne
Termin amDienstag, Donnerstag
und Freitag in Zusammenarbeitmit
demKreiskrankenhaus Prignitz je-
weils in bestimmten Kirchen, teilte
die Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesischeOberlau-
sitzmit. Den Auftaktmacht am
Dienstag dieWunderblutkirche St.
Nikolai in BadWilsnack, ab 16 Uhr
sind dort zwei Impfteams imEin-
satz.WeitereAktionen gibt es in den
Kirchen inGlöwen, Karstädt, Groß
Warnow, Cumlosen, Boberow,
Berge, Kietz undMeyenburg. (dpa)

42Prozent der Eichen
sind beschädigt

DemBrandenburgerWald geht es
laut einemBericht nur etwasbesser,
von gut kann aber keineswegs die
Rede sein. „Der Anteil der deutlich
geschädigten Bäume ist leicht zu-
rückgegangen. Aber auch der Anteil
an gesunden Bäumen hat sich ver-
ringert“, sagte Forstminister Axel
Vogel (Grüne) amDonnerstag bei
derPräsentationdesWaldzustands-
berichtes. Der Anteil der Flächemit
deutlichen Schäden ist demnach
auf 22 Prozent zurückgegangen. Je-
doch hatten nur 12 Prozent der
Bäume keine sichtbaren Schäden:
ImVorjahrwaren es 15 Prozent. Am
meisten Sorgenmachen die Eichen,
auchwenn sich da die Situation et-
was gebessert hat. Geschädigt sind
42 Prozent (2019: 66 Prozent). (dpa)

In der Wunderblutkirche in BadWilsnack
startet die Impfaktion am Dienstag. IMAGO

L O T T O - Q U O T E N

Mittwoch-Lotto:
15 - 16 - 18 - 26 - 39 - 44, Sz. 5

QUOTEN
Klasse 1: unbesetzt
Klasse 2: 1 x 5.517.367,90 Euro
Klasse 3: 33 x 15.088,30 Euro
Klasse 4: 250 x 5.936,60 Euro
Klasse 5: 1.995 x 206,30 Euro
Klasse 6: 15.813 x 61,70 Euro
Klasse 7: 37.986 x 21,90 Euro
Klasse 8: 311.745 x 12,60 Euro
Klasse 9: 296.898 x 6,00 Euro

Alle Angaben ohne Gewähr!


